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(von ANDREAS UNTERBERGER)  Dass die jahrzehntelange Eskalation staatlicher 

Verschuldung, und insbesondere die seit mehr als zwei Jahren anhaltenden „Rettungsaktionen“ 

zugunsten südeuropäischer Staaten unausweichlich verheerende Konsequenzen haben müssen, 

ist hierorts schon mehrfach ausgeführt worden. Erstaunlich ist jedoch: Warum wird dieses 

Faktum so stark verdrängt? Warum können Politik und Mainstream­Medien noch immer jede 

weitere Schuldenaufnahme und Haftungsübernahme, jedes weitere Drucken von Euro­Scheinen 

als Erfolg, als erleichternd und positiv darstellen? So wie es in diesen Augusttagen nach der 

Erlaubnis der EZB an die griechische Nationalbank geschehen ist, ungedecktes Geld auszugeben.

Diese Rettungsaktionen erhöhen ja jedesmal nur den längst schon unüberwindlichen Berg an 

Schulden und Haftungen. Sie müssten zwangsläufig in einer Mischung aus konfiskatorischen 

Steuern und Inflation enden. Die Anzeichen dafür sind inzwischen schon zum Greifen nah. Um 

nur die zwei neuesten zu nennen: Die von manchen Linken und kirchlichen Kreisen 

hochgejubelte Attac­Bewegung fordert bereits 20­ bis 80­prozentige Vermögensabgaben. 

Zugleich wird die Flucht in den Schweizer Franken immer schneller: Allein im Juli haben sich die 

Euro­Bestände in den Kellern der Schweizer Nationalbank um 41 Milliarden Franken erhöht. 

Das sind mehr als zehn Prozent ihrer bisherigen Euro­Schätze – und das binnen eines Monats. 

Das ist in Wahrheit der Beweis reinster Panik.

Zugleich steigen die Immobilienpreise in guten Lagen ins Unermessliche. In Kitzbühel haben sie 

sich vor allem durch den Ansturm Deutscher binnen vier Jahren verdoppelt. Auf der Insel Sylt 

kostet ein Quadratmeter laut dem Magazin „Focus“ schon bis zu 35.000 Euro. Das alles ist 

Inflation in Reinkultur, wenn auch in bestimmten Blasen konzentriert, die im klassischen 

Verbraucherkorb kaum vermerkt werden.

Warum aber dominiert in den Aussagen der meisten Politiker und vieler Medien nach wie vor die 

Begeisterung über Rettungsaktionen?

Verdrängung

Der erste Grund ist zweifellos der allgemeine menschliche Hang zur Verdrängung. Solange man 

Unangenehmes beiseiteschieben kann, tut man es. Sonst würde wohl niemand mehr zu einer 

Zigarette greifen, um ein Beispiel aus einem ganz anderen Zusammenhang anzusprechen.

Beharren auf den eigenen Fehlern

Der zweite Grund: Wer gesteht sich schon ein, in wichtigen Fragen völlig falsch gelegen zu sein? 

Wenn man jahrelang immer davon geredet hat, dass man den Euro rette, tut man sich schwer 

zuzugeben, dass man ihn durch die Rettungsaktionen eigentlich erst beschädigt hat, während es 

ursprünglich in Wahrheit nur um die „Rettung“ einiger Staaten gegangen ist, als diese auf Grund 

ihrer Verschuldung immer höhere Zinsen zahlen mussten.

Selbst bei diesen Staaten war und ist die Notwendigkeit der Rettungsaktionen durchaus 

zweifelhaft: Wohl sind die von Geldgebern verlangten höheren Zinsen schmerzhaft. Aber es ist 

absurd zu sagen, sie wären untragbar: Nach Berechnungen der OECD werden die höheren Zinsen 

etwa Spanien im Jahr 2013 mit 2,9 Prozent des BIP belasten. Aber im Jahr 1995 betrug die 

Belastung dieses Landes durch den Zinsendienst sogar 4,7 Prozent des damaligen BIP! Dennoch 

hat damals niemand davon geredet, dass Spanien untergehen werde, hat niemand nach 

Rettungsaktionen gerufen. Die Spanier haben sich nur inzwischen an das – im Grund durch einen 

Irrtum der Märkte im Gefolge der Euro­Einführung – bequeme niedrige Zinsniveau gewöhnt. 

Bequemlichkeit

Die zuletzt steil gestiegenen Zinsen sind eigentlich das richtige, wenn auch verspätete Signal, dass 

die Staaten sparen müssen, weil die Geldverleiher das Vertrauen in sie verlieren. Genau das 

verlangte Sparen aber ist unbequem. Genau das tun weder die Bevölkerung noch die diversen 
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Regierungen gerne. Und daher umgeht man die Sparnotwendigkeit halt so lange, so lange es 

irgendeinen Umgehungsweg gibt. Und die Hilfsaktionen haben eben diesen Weg geöffnet, den es 

in Wahrheit nie geben hätte dürfen. Daher dramatisiert man halt heftig weiter, um weiter an 

diese Hilfsgelder zu gelangen. Dieser Umweg ist bequemer als wirkliches Sparen.

Gewerkschaftslogik

Hinter dem Verlust der Wettbewerbsfähigkeit der südeuropäischen Staaten steht in hohem Maß 

das Selbstverständnis der Gewerkschaften. Diese halten sich für umso erfolgreicher, ja steilere 

Lohnzuwächse sie erkämpfen. Das war in jenen Zeiten relativ egal, da die Wirkung der nicht 

durch Produktivitätszuwächse gedeckten Lohnerhöhungen dann ganz automatisch über höhere 

Preise wieder egalisiert werden konnte. In einem gemeinsamen Währungsraum, in dem 

Abwertungen nicht mehr möglich sind, führt das hingegen zum Verlust von 

Wettbewerbsfähigkeit und damit von Arbeitsplätzen. Dennoch waren die südeuropäischen 

Gewerkschaften, aber auch Unternehmer lange nicht bereit, ihr Verhalten zu ändern. Freilich: 

Wenn es keine zumindest auf dem Papier stehenden Lohnerhöhungen mehr gibt, verlassen viele 

Menschen die Gewerkschaft.

Wahlpopulismus

Politiker denken, planen und agieren immer nur bis zum nächsten Wahltag. Und der ist im 

Schnitt maximal zwei Jahre weit entfernt. Daher setzen sie keine Maßnahmen, die sich erst 

danach positiv auf die Wähler auswirken würden. Daraus folgt mit anderen Worten: Nach dem 

Wahltag die Sintflut. In den Politikern ist dabei tief die Erfahrung verankert, dass man Wahlen 

nur gewinnen kann, wenn man den Menschen nach dem Maul redet. Sie glauben vielleicht sogar 

zu Recht, dass die Wähler den bestrafen, der ihnen die Wahrheit mit allen Konsequenzen sagt 

und nichts verspricht. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass die Wähler gleichzeitig den 

Politikern immer besonders vorwerfen, dass sie die Wähler anlügen.

Glaube an die Wohlfahrtsstaats­Ideologie

All diese Wählerbestechungsaktionen haben sich längst zu einer Ideologie verfestigt: zum 

Glauben an den Wohlfahrtsstaat. Dieser ist jahrzehntelang als eine immer bessere, immer 

schönere, immer sicherere Sache verkauft worden. Das geschah solange, bis viele Politiker wie 

Wähler nun schon selbst daran glauben, dass dieser Wohlfahrtsstaat irreversibel und absolut 

sicher wäre.

Der Hang zum Allmachtsgehabe

Dass sich dieser Glaube überhaupt halten kann, hängt wiederum mit dem Allmachtsgehabe der 

Politik zusammen. Während 1945 ein österreichischer Bundeskanzler noch offen zugegeben 

konnte, dass er den Bürgern nichts zu bieten habe, nicht einmal Glas für deren zerbombte 

Fensterscheiben, dominiert jetzt weltweit der politische Slogan „Yes, we can“. 

Eine Spezialform des Allmachtsgehabes praktizieren viele Notenbanker, einschließlich jener der 

österreichischen Nationalbank: Sie verkünden, dass das zusätzlich gedruckte Geld problemlos 

wieder eingesammelt werden könnte, wenn es eine Inflation auslöst.

Was aber nicht stimmt. Denn erstens gibt es längst schon inflationäre Blasen und dennoch wird 

nicht einmal der Versuch eines Einsammelns gemacht, sondern das Drucken ungedeckten Geldes 

fortgesetzt. Zweitens ist die Einsammel­Ankündigung auch deshalb „leichtfertiges Gerede“, wie 

es der aus Protest abgetretene Chefvolkswirt der EZB, Otmar Issing, nun formuliert, weil es eine 

solche Einsammelaktion in der Geschichte noch nie gegeben hat, geschweige denn eine 

erfolgreiche. Denn dabei droht genau jener katastrophale Crash einzutreten, zu dessen 

vermeintlicher Vermeidung die ganze Hilfsaktion gestartet worden ist. Daher sagt auch Issing: 

„Die Geldwertstabilität ist mittelfristig massiv gefährdet.“ Ganz ähnlich argumentiert das frühere 

EZB­Ratsmitglied Jürgen Stark und der deutsche Spitzenökonom Hans­Werner Sinn.

Nur die Haupttäter in EZB und Wissenschaft tun alles, um nicht ihren katastrophalen Irrtum 

eingestehen zu müssen und sich weiter als allmächtig aufspielen zu können.

Misstrauen gegen den Markt

Eng mit dem Allmachtsgehabe ist der Glaube verbunden, dass der Staat alles besser regeln kann 

als der Markt. Was sich freilich immer noch als völlig falsch herausgestellt hat. Denn der Markt 

ist ja die Summe der Entscheidungen aller Menschen, in die damit deren millionenfaches Wissen 

einfließt. In die Entscheidungen der Staaten fließt hingegen nur das Wissen einiger weniger 

Politiker und Beamter, die noch dazu neben dem vorgeblichen Gemeinwohl immer auch sehr 

egoistische Interessen verfolgen (also etwa die Sicherung der eigenen Wiederwahl). Daher gehen 

auch alle Versuche der Politik ständig schief, durch noch mehr Regulierung, also Einengung der 

Märkte, zu besseren Ergebnissen zu kommen. Das Geheimnis einer erfolgreichen 

Marktwirtschaft liegt genau darin, dass alle Menschen selber entscheiden und dann aber auch 

selber die Folgen ihrer Entscheidungen zu tragen haben.

Der Irrglaube des Neokeynesianismus

Dieses Allmachtsgehabe wird auch durch die dominierende Wirtschaftstheorie des 

Neokeynesianismus befördert. Nach der Theorie des John Maynard Keynes sollten die Staaten 

in den Konjunktur­Jahren eigentlich Überschüsse anhäufen, damit sie in schlechten Jahren 

durch zusätzliche Ausgaben den Wirtschaftsmotor wieder ankurbeln können. Unabhängig 

davon, ob diese Theorie wirklich funktionieren würde, wenn sie einmal angewendet würde, ist 

sie im real angewandten Neokeynesianismus völlig pervertiert worden: Die meisten Regierungen 
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haben nämlich immer nur durch Defizite angekurbelt, aber nie ein Geld zurückgelegt.

Etwa seit 1970 hat sich dieser Prozess mit wenigen Ausnahmen weltweit beschleunigt. Der 

Neokeynesianismus eskaliert in der unfassbaren Ankündigung eines amerikanischen 

Notenbankchefs, Dollarscheine notfalls mit dem Hubschrauber abwerfen zu wollen. Viele 

Studien zeigen, dass der Ankurbelungseffekt längst abgenützt ist und nicht mehr funktioniert. 

Die Wirtschaft wächst nur noch im Ausmaß des zusätzlich gedruckten Geldes, aber nicht mehr 

darüber hinaus. Gelddrucken löst keinen Kreislauf mehr aus, der die Ankurbelungs­Investition 

wieder zurückverdienen würde. Das zusätzlich gedruckte Geld bedeutet aber automatisch 

Inflation oder massenweise Enteignung. Siehe oben.

Die vielen keynesianischen Wissenschaftler – die Österreichs Universitäten fast zur Gänze 

beherrschen – geben aber noch immer ungern zu, dass sie auf ganzer Linie falsch gelegen sind. 

Sie erinnern an die Wissenschafter des 16. Jahrhunderts mit ihrem Glauben an die Erde als 

Mittelpunkt des Alls. Sie erinnern an die Mediziner des 18. Jahrhunderts, die Blutegel als 

Haupttherapie eingesetzt haben.

Begrenztes Erinnerungsvermögen

Die Menschen verlieren erstaunlich rasch die Erinnerung an die für ganze Generationen 

verheerenden Folgen inflationärer Politik (siehe die 20er Jahre) oder eines dominierenden 

Eingreifen des Staates in die Ökonomie (siehe den Zusammenbruch der kommunistischen 

Planwirtschaften, aber auch der überregulierten und ­besteuerten nordeuropäischen 

Ökonomien in den 90er Jahren).

Nationaler Egoismus

Vielfach war auch nationaler Egoismus die Ursache für die Eskalation der Schuldenkrise. Es liegt 

natürlich in Griechenland & Co im nationalen Interesse, Deutschland & Co ständig für ihre 

Ausgaben zahlen zu lassen. Um die Deutschen dazu zu bringen, wurde und wird immer wieder in 

mieser Weise im Süden Europas die Nazi­Keule gegen Deutschland eingesetzt. Und die 

Deutschen haben nach wie vor Angst vor dieser Keule.

Gutmensch­Denken

Letztlich schaffen es die hemmungslosen Schuldenmacher auch immer, die geschickteren 

emotionalen Phrasen zu finden. Man denke nur an das ständige Getrommel „Solidarität mit 

Griechenland, der Wiege Europas“. Man denke an die Phrase eines Caritas­Direktors: „Geld 

nicht nur für die Banken, sondern auch für die Armen!“ (Dabei gibt etwa Österreich mit einer 

Sozialquote von mehr als 28 Prozent des BIP alljährlich weit mehr für soziale Zwecke – also die 

soziale Umverteilung zugunsten Ärmerer – aus als jemals für die Bankenhilfe. So problematisch 

die an sich auch ist). Man denke an die Universalphrase jedes Politikers: „Aber dafür (Hier bitte 

beliebig Worte einsetzen wie Bildung, Europa, Gesundheitssystem, Lawinenschutz, Sporthilfe, 

Straßenbau, Entwicklungshilfe und so weiter) muss in einem der reichsten Staaten doch noch 

Geld dasein.“ 

Alle diese an den emotionalen Unterleib appellierenden Argumente sind meist wirksamer als die 

Gegenargumente, die immer nur über das Hirn und über Zahlen gehen können. (Tagebuch)
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